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Zürich

Stadionfrage ImRestaurantWeis-
serWindwird Bemerkenswertes
geschehen: Stadtpräsidentin
CorineMauch undHochbauvor-
steher André Odermatt werden
mit fulminanten Voten ihr poli-
tisches Gewicht in dieWaagscha-
lewerfen, um ihre Stadionvorla-
ge den rund 150Delegierten ihrer
Partei schmackhaft zu machen.
Doch sie werden verlieren. Dar-
auf deutet vieles hin. Die Partei-
leitung und die Parlamentsfrak-
tion haben vor ein paarMonaten
eine Kehrtwende inszeniert.Von
einem Ja zumprivat finanzierten
Stadion zur Ablehnung. Zudem
will die SPnoch vor derVolksab-
stimmung im November eine
Volksinitiative lancieren für ein
öffentlich finanziertes Stadion.

Das Vorgehen wird von allen
Parteien – auch den linken Ver-
bündeten – hart kritisiert. SP-in-
tern wurde die neue Linie aber
eisern durchgesetzt. Hört man
sich um, wird schnell klar, dass
die Meinungen in der Fraktion
auseinandergehen, sich abernie-
mand mit öffentlicher Kritik die
Finger verbrennen will.

«Sektiererische Tendenzen»
Die Kritik üben andere. Peter
Stähli-Barth etwa. Der ehemali-
ge SP-Parlamentspräsident ortet
«sektiererische Tendenzen» in
der Fraktion. Die Strategie in der
Stadionfrage findet er «völlig un-
begreiflich» und «abwegig». Gar
«konsterniert» ist Stähli-Barth
über das Verhalten gegenüber
den eigenen Stadträten. «Wie
sollen diese je wiedermit Inves-
toren an einemTisch sitzen kön-
nen, wenn ihnen die Partei der-
art in den Rücken fällt?»Ähnlich
äussert sich der ehemalige SP-
StatthalterHartmuthAttenhofer:
«Die SP-Initiative zeugt von poli-
tischer Unreife.» Die SPverspie-
le ihrVertrauen. Beidewerden an
der DV fehlen. Anders Min Li
Marti. Die frühere Fraktionsche-
fin und heutige Nationalrätin
wird für die Stadionvorlage des
Stadtrats eintreten. Ihr Argu-
ment: Das öffentlich finanzierte
Stadionmodell ist 2013 an der
Urne gescheitert. Wie soll es in
einem zweitenAnlauf erfolgreich
sein,wenn die SP-Version imGe-
meinderat von Freund und Feind
abgelehnt wurde?

Auch Kantonsrat Benedikt
Gschwind, Delegierter der SP10,
wird sich für die Stadtratsvorla-
ge starkmachen. «Wennman ein
Stadion will, muss man in der
Novemberabstimmung Ja sa-
gen.» Dass die Arena privat fi-
nanziert wird, sei die Konse-
quenz des Volks-Nein von 2013.
Ebenfalls Ja stimmen wird der
Ex-Gemeinderat und heutige
FriedensrichterHeinz Bögle, der
die SP5 vertritt: «Zürich braucht
ein echtes Stadion.» Er befürch-
tet aufgrund der Pirouetten gar
«eine Retourkutsche für die SP
bei den nächsten Wahlen».
Ueli Mägli macht sich Sorgen
um seine Partei. «So isoliert sich
die SP», sagt der Ex-Kantons-
und Bildungsrat. «Doch auch
sie braucht Alliierte.» Und auch
Kantonsrat Thomas Marthaler,
Delegierter der SP3, hadert.
Inhaltlich ist er mit der Partei-
leitung einverstanden, das Vor-
gehen aber kritisiert er: «Die SP
macht eine schlechte Falle.»

Pascal Unternährer

Harte interne
Kritik an
SP-Stadionplänen
Heute Abend werden
die SP-Delegierten ihren
Stadträten in den Rücken
fallen. Das missfällt vielen.

Liliane Minor

DasVerdikt der Stimmbürger im
vergangenen September war
klar. Vorläufig aufgenommene
Personen, die kein oder nur ein
geringes eigenes Einkommen er-
zielen, sollten nur noch Asylfür-
sorge erhalten – und damit deut-
lich weniger als Einheimische,
die Sozialhilfe beziehen. Seit
dem 1. Juli gelten die neuen
Regeln. Für die Betroffenen
sind harte Zeiten angebrochen.
Das zeigt ein Bericht der Moni-
toring- undAnlaufstelle für vor-
läufig aufgenommene Personen
(Map-F), der heute veröffentlicht
wird und der dem«Tages-Anzei-
ger» bereits vorliegt.

Map-F ist nach der Abstim-
mungvonMitgliedern des Nein-
Komitees gegründetworden; sie
berät Betroffene und beobachtet,
wie Gemeinden die neue Rege-
lung umsetzen. Für den ersten
Bericht hat Map-F alle 166 Ge-
meinden angeschrieben; 73 ha-
ben geantwortet.

Der Bericht macht deutlich:
Wer von der Asylfürsorge leben
muss, dem reicht das Geld nur
noch für das Allernötigste. Eine
vierköpfige Familie erhält in den
meisten Gemeinden noch gut
1400 Franken proMonat für den
täglichen Bedarf – dazu gehören
Lebensmittel, Hygieneartikel,
Strom und Wasser, Billag-Ge-
bühren, Kleider undHaushaltar-
tikel. Eine Einzelperson muss
mit nicht einmal 700 Franken le-
ben. In der Sozialhilfe sind die
Beiträge 45 Prozent höher.

«Existenzielle Not»
Die drastische Kürzung hat Fol-
gen. «Wir hören in Beratungsge-
sprächen immerwieder, dass die
Menschen kaum mehr wissen,
wie sie durchkommen sollen»,
sagtMoritzWyder, Geschäftslei-
ter von Map-F. Das bekommen
auchHilfswerke zu spüren. Beim
«Brot-Egge» der Sozialwerke
Pfarrer Sieber etwa bitten seit der
Gesetzesänderung immerwieder
vorläufig Aufgenommene um
eine Karte, die zu kostenlosen
Lebensmitteln berechtigt. «Brot-
Egge»-Leiter Stefan Haun sagt:
«Diese Menschen sind in einer
existenziellen Not.»

Einweiteres grosses Problem
ist gemäss dem Bericht die Tat-
sache, dass die Gemeindenweit-
gehend frei sind,welche Leistun-
gen sie den Betroffenen noch zu-
kommen lassen. Denn das führt
zu krassen Unterschieden.

Nur schon der Grundbedarf
variiert. Zwar hat die Sozialkon-
ferenz des Kantons unverbindli-
che Richtlinien erlassen, aber da-
ran hält sich nur ein Teil der Ge-
meinden. Etliche Gemeinden
haben sich ganz aus der Verant-
wortung gezogen und überlas-
sen die Festsetzung des Grund-
bedarfs der Flüchtlingsbetreu-
ungsfirma ORS; deren Ansätze
sind durchs Band tiefer als jene
der Sozialkonferenz.

Andere Gemeinden haben
eigene Regeln erlassen. So zum
Beispiel Stäfa. Dort bekommt
eine Einzelperson gerade noch
360 Franken pro Monat, eine
vierköpfige Familie 1250. Dafür
behalte die Gemeinde pro Kopf
und Monat 50 Franken für Un-

vorhergesehens zurück, heisst es
im Bericht.

Thomas Baumann, Leiter des
Stäfner Sozialdiensts, verteidigt
die Regelung, die Map-F als «ir-
ritierend» kritisiert: «Wir über-
nehmen dafür Kosten, die an-
derswo aus dem Grundbedarf
bezahltwerdenmüssen, etwa die
Billag-Gebühren sowie Energie-
kosten und ein 9-Uhr-Pass des
ZVV.» Faktisch hätten die vor-
läufig Aufgenommenen in Stäfa
nicht weniger zur Verfügung als
anderswo. Dass Stäfa damit die
Selbstständigkeit der Bezüger

einschränkt, bestreitet Baumann
nicht, er spricht aber lieber von
«Fürsorglichkeit».

Vieles ist nicht geregelt
Noch grösser sind die Unter-
schiede bei denWohnkosten und
-formen. Nur jede dritte der
befragten Gemeinden bewilligt
vorläufigAufgenommenen noch
dieselben Höchstmieten wie
in der Sozialhilfe. Das sind in
der Regel zwischen 900 und
1200 Franken für einen Ein-
Personen-Haushalt und um die
1700 bis 1800 Franken für eine

vierköpfige Familie. In denmeis-
ten Gemeinden sind die Ansätze
neu deutlich tiefer. Vielerorts
dürfen die Mietkosten pro Per-
son noch maximal 300 bis
350 Franken betragen – unab-
hängig von derHaushaltsgrösse.
Weitverbreitet ist auch die Regel,
dass Alleinstehende keinen An-
spruch auf eine eigeneWohnung
haben. Etliche Gemeinden ent-
scheiden von Fall zu Fall, wie
hoch die Miete sein darf.

Zwar scheint sich die Befürch-
tung, dass zahlreiche Betroffene
in Kollektivunterkünfte oder
Wohngemeinschaften umziehen
müssen, vorerst nicht zu be-
wahrheiten. Einige Fälle sind
aber bereits bekannt.UndMoritz
Wyder gibt zu bedenken: «Viele
Menschen haben erst perAnfang
Juli die Aufforderung erhalten,
sich eine günstigere Unterkunft
zu suchen.Da ist vieles noch völ-
lig offen.» Auch schreibt Map-F
von mehreren Gemeinden, wel-
che seit dem 1. Juli die Differenz
zwischen dem effektiven und
dem erlaubten Mietzins selbst
dann vom Grundbedarf abzie-
hen,wenn sich die Leute um eine
billigereWohnung bemühen.

Völlig unübersichtlich ist die
Lage schliesslich in zwei weite-

ren Bereichen: den Integrations-
angeboten und bei situationsbe-
dingten Zusatzleistungen. In der
Sozialhilfe ist beides klar gere-
gelt. In der Asylfürsorge hin-
gegen dürfen die Gemeinden frei
entscheiden.

Zwar sind die Gemeinden per
Gesetz verpflichtet, auch vorläu-
fig Aufgenommene zu integrie-
ren und damit zum Beispiel
Ausbildungen und Praktika zu
unterstützen. Doch wie und in
welchemUmfang sie das tun, ist
den Gemeinden überlassen. Die
Folge laut demBericht: Die über-
wiegendeMehrheit der Gemein-
den hat Leistungen gekürzt. Um
wie viel, bleibt unklar, so der Be-
richt: «Map-Fhat zahlreiche vage
und mehrdeutige Antworten er-
halten.» Bubikon schrieb bei-
spielsweise, dass «Integration
nur noch bei vorhandener Moti-
vation geleistet wird», in Em-
brach will man «situativ» ent-
scheiden. Das lässt viel Ermes-
sensspielraum.

Keine Änderung in Sicht
Inmehreren Beispielen zeigt der
Bericht,welche Folgen die unkla-
ren Regelungen haben können.
Da ist etwa ein 16-Jähriger, der
hier zurWelt kam und eine Leh-
re besucht. Die Folge der Geset-
zesänderung: Der Grundbedarf
seinervierköpfigen Familiewur-
de um den gesamten Lehrlings-
lohn gekürzt, den Beitrag an die
Mittagsverpflegung hat die Ge-
meinde gestrichen, das Bahn-
billett zum Lehrbetrieb muss
die Familie aus dem knappen
Budget bezahlen. Oder jene Eri-
treerin, die ein Praktikum in
einem Altersheim besucht. Nun
hat ihr die Wohngemeinde das
Budget so stark gekürzt, dass un-
klar ist, ob sich die junge Frau
das Billett zurArbeitsstelle noch
leisten kann.

In beiden Fälle torpediere die
Wohngemeinde die Bemühun-
gen der Betroffenen um ein
selbstbestimmtes, unabhängiges
Leben, so die Beratungsstelle.

Dagegen vorzugehen, sei fast
nicht möglich, sagt Moritz Wy-
der: «Wenn es keine festen Re-
geln gibt, können die Betroffe-
nen auch nichts einfordern. Sie
haben keine Ansprüche zu stel-
len und können sich nicht gegen
Verfügungen derGemeindeweh-
ren.» Das falle umso mehr ins
Gewicht, als der Kanton vorläu-
fig Aufgenommenen den ersten
Wohnsitz zuteilt und sie nicht in
eine andere Gemeinde ziehen
dürfen, solange sie von Unter-
stützung abhängig sind. Der
Wohnort wird so zur Lotterie.

Für Map-F ist das unhaltbar:
Es drohten «Intransparenz, Un-
gleichheit undWillkür».Deshalb
brauche es verbindliche Richtli-
nien für alle Gemeinden. Davon
allerdingswill der Kanton nichts
wissen. Urs Grob, Sprecher von
Sicherheitsdirektor Mario Fehr
(SP), schreibt auf Anfrage: «Der
Gesamtregierungsrat hat bereits
im Dezember 2016 festgehalten,
dass er keinenAnlass hat, den Er-
messensspielraum der Gemein-
den mittels Richtlinien einzu-
schränken.» Die Gemeinden, so
der damalige Schluss des Regie-
rungsrats, «vollziehen die Asyl-
fürsorge äusserst kompetent.»

Krasse Unterschiede bei Unterstützung
für vorläufig Aufgenommene
Armut Ein Bericht zeigt erstmals, was die Umstellung auf Asylfürsorge für die Betroffenen bedeutet.

Sozialhilfe Vorläufig aufgenommene Ausländer*

Haushaltsgrösse Skos-Richtlinien Empfehlung Sozial-
konferenz

ORS

1 Person 986 690 680
2 Personen 1509 1056 1040
3 Personen 1834 1284 1256
4 Personen 2110 1477 1455
5 Personen 2386 1670 1646

Pauschale pro Monat für Essen, Hygiene, Kommunikation, Energie, Kleidung usw.
(ohne Miet- und Gesundheitskosten).
*Seit 1. Juli 2018

Quelle: Map-F

So viel erhalten Bedürftige im Kanton Zürich

Kunst StéphaniePortmann,Enkelinvon
RestaurantkönigFredTschanz, trennt
sichvondessenBildersammlung. 21

In der Asylfürsorge ist der Ermessensspielraum der Gemeinden gross. Foto: Christian Beutler (Keystone)


